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Gericht vorgenommen werden kann, endgültig von einer Ver­
urteilung und Bestrafung abgesehen.5

Der bedingten Verfahrenseinstellung ähnlich ist die Ver­
urteilung auf Bewährung im ungarischen Strafrecht, die hier 
nicht als Strafe gilt, sondern rechtssystematisch in die sog. 
Maßnahmen des StGB der Ungarischen VR eingeordnet ist.6

6. Anordnung von Maßnahmen erzieherischen Charakters 
gegen Jugendliche durch
— das Gericht (UdSSR, VR Bulgarien, CSSR, Ungarische VR, 

VR Polen, SR Rumänien, DDR),
— den Staatsanwalt (VR Bulgarien),
— spezielle Kommissionen (UdSSR, VR Bulgarien).7 

Solche Maßnahmen betreffen u. a. die Verwarnung, die
Auferlegung besonderer Pflichten, die Einsetzung eines Be­
treuers und die Anordnung der Heimerziehung. In der UdSSR 
und in der VR Bulgarien entscheiden über diese Maßnah­
men vorwiegend spezielle Kommissionen, in der VR Polen 
ausschließlich die Jugendgerichte und in der CSSR sowie in 
der Ungarischen VR vorwiegend die staatlichen Gerichte. In 
der VR Bulgarien hat der Staatsanwalt das Recht zur Ver­
fahrenseinstellung und kann dabei gleichzeitig die Unterbrin­
gung des Jugendlichen in einer Arbeitserziehungsanstalt an­
ordnen.

Depönalisierung als eine Grundrichtung 
sozialistischer Strafpolitik

Die 'dargestellten Möglichkeiten der Ersetzung der Kriminal- 
strafe widerspiegeln eine Grundrichtung sozialistischer Straf­
politik, für die- sich in der Strafrechtsterminologie immer 
mehr der Begriff „Depönalisierung“ oder „Entpönalisierung“ 
einbürgert.8 Auch M. Bencik hat diesen Begriff verwandt und 
ihn m. E. zutreffend von dem ebenfalls immer häufiger ver­
wendeten Begriff „Dekriminalisderung“ bzw. „Entkriminali- 
sierung“ abgegrenzt.9

Ungeachtet noch bestehender wissenschaftlicher Meinungs­
unterschiede im einzelnen kann die Depönalisierung als die 
gesetzlich vorgesehene Möglichkeit verstanden werden, un­
ter bestimmten Voraussetzungen die Strafe durch andere 
staatliche oder gesellschaftliche Reaktionsfolgen (Maßnah­
men) auf die Straftat zu ersetzen. Diese Ersetzung dürfen 
nur die dazu kompetenten Organe auf gesetzlicher Grund­
lage vornehmen. Die Depönalisierung führt demnach nicht 
zur Negierung grundlegender Prinzipien des Strafrechts, ins­
besondere 'des Prinzips der Gesetzlichkeit. Ihre Vorausset­
zungen sind im einzelnen streng gesetzlich geregelt. Die Maß­
nahmen staatlicher oder gesellschaftlicher Einwirkung auf 
den Straftäter, die die Strafe ersetzen, müssen gesetzlich be­
gründet sein. Die Depönalisierung ist deshalb nicht Ausdruck 
einer prinzipiellen Negation der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit, wohl aber der Suche nach begründeten und erziehe­
risch wirksamen Entscheidungen über geringfügige Strafta­
ten, die insbesondere von Ersttätern begangen werden, der 
Suche nach anderen Reaktionen oder Sanktionen als der 
Strafe.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß die 
Notwendigkeit der Depönalisierung nicht aus den begrenzten 
Wirkungsmöglichkei'ten der Strafe und dem zu ihrer Verwirk­
lichung notwendigen bedeutenden geistigen und materiellen 
Aufwand abgeleitet werden kann.10 11 Die allgemein-vorbeu­
gende und individuell-erzieherische Wirkung der Strafe ist 
zwar begrenzt, und auch der Aufwand zur Verwirklichung 
der Strafe ist bedeutend. Daraus ergibt sich m. E. nun aber 
nicht etwa zwingend die Notwendigkeit der Depönalisierung. 
In den sozialistischen Ländern4 wird die Strafe ohnehin nur 
als ein, wenn auch notwendiges Hilfsmittel im Kampf gegen 
die Kriminalität betrachtet. Dabei werden ihre begrenzte 
Wirkung und der bedeutende Aufwand in Kauf genommen, 
wenn das zur Gewährleistung der strafrechtlichen Schutz- 
erfordernisse geboten ist. Es -ist m. E. hingegen überzeugend, 
die Depönalisierung mit der immer besseren, dem gesell­
schaftlichen Entwicklungsstand entsprechenden Durchsetzung 
jener grundlegenden Prinzipien zu begründen, die das so­
zialistische Strafrecht insgesamt prägen, nämlich der Prin­
zipien der Gerechtigkeit, der Tatangemessenheit und des Hu­
manismus.

Die Depönalisierung beschränkt sich einerseits auf Reak­
tionsfolgen, die ausschließlich dm Justizsystem ergriffen und 
verwirklicht werden und bei denen die staatliche Einwir­
kung dominiert (wie z. B. durch die Verhängung von admi­
nistrativen Geldstrafen in der UdSSR). Sie enthält anderer­
seits Reaktionsfolgen außerhalb dieses Systems, die durch 
ein hohes Maß an erzieherischer Einwirkung charakterisiert 
sind (z. B. Bürgschaftsübernahme). Kennzeichnend für diese 
zweite Richtung ist die enge Verflechtung von strafrechtlicher 
und anderer rechtlicher Verantwortlichkeit (z. B. der arbeits­
rechtlichen disziplinarischen Verantwortlichkeit, die in der 
CSSR als ausreichende erzieherische Reaktion auf die Straf­
tat betrachtet werden kann). Das spiegelt sich zum Teil auch 
in einer ahgestimmten rechtlichen Regulierung wider, wie sie 
Insbesondere bei den Verantwortlichkeitsregelungen für ju­
gendliche Straftäter in der UdSSR und in der VR Bulgarien 
zum Ausdruck kommt. In .dieser Hinsicht sind m. E. die Mög­
lichkeiten der Depönalisierung noch nicht ausgeschöpft. So hat 
z. B. in der DDR die Möglichkeit, anstelle einer Bestrafung 
die Verpflichtung zur Schadenswiedergutmachung (bzw. Ver­
urteilung zum Schadenersatz) als ausreichend für die Erzie­
hung des Straftäters und den Schutz der Rechtsordnung zu 
betrachten (§ 24 Abs. 2 StGB), m. E. bisher nicht die mögli­
che Bedeutung in der Praxis erlangt.

Aus diesen Darlegungen wird deutlich, daß der Auffas­
sung E. E y s s e l t s  zum Begriff „Depönalisierung“ nicht ge­
folgt werden kann.11 Er versteht unter „Depönalisierung“ die 
Ersetzung von strengen Strafen durch mildere und von Straf- 
sanktionen durch Mittel der gesellschaftlichen Einwirkung. 
Gesetzliche Strafmilderungen im Rahmen der Strafzumes­
sung (nach E. Eysselt „faktische Depönalisierung“) sollten 
grundsätzlich nicht dem Begriff „Depönalisierung“ zugeord­
net werden, da es in diesen Fällen bei der Kriminalstrafe als 
Sanktion verbleibt.

Was die Rechtsfarmen betrifft, in denen sich die Depöna- 
lisierung ausdrückt, zeigt sich zwar — wie bereits darge­
stellt — in Gesetzgebung und Praxis der europäischen sozia­
listischen Länder eine differenzierte Vielfalt, doch werden 
die verschiedenartigen Formen und die ihnen entsprechen­
den Maßnahmen überwiegend davon geprägt, daß sie An­
forderungen an die Selbsterziehung der Straftäter mit kol­
lektiv-erzieherischer Einwirkung, insbesondere durch die Ar­
beitskollektive verbinden. In diesen Rechtsformen und Maß­
nahmen muß sich der Grundsatz strafrechtlicher Verant­
wortlichkeit verwirklichen, nämlich einzustehen für die be­
gangene Straftat, insbesondere durch Wiedergutmachung 
und Bewährung in der Gesellschaft, bei gleichzeitiger staat­
licher und gesellschaftlicher Einwirkung auf den Straftäter, 
die darauf gerichtet ist, dessen Selbsterziehung zu fördern 
und zu unterstützen, notfalls auch zu erzwingen. Gerade von
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strafe als ausschließliche Reaktion auf die Straftat, bei der De- 
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